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Einundzwanzigste Satzung zur Änderung der  
Prüfungsordnung der Universität Freiburg  
für den Studiengang Master of Arts (M.A.)  

der Philosophischen Fakultäten 
 

Aufgrund von § 34 Absatz 1 und § 19  Absatz 1 Satz 2 Nr. 9 des Gesetzes über die Hochschulen in Ba-
den-Württemberg (Landeshochschulgesetz – LHG) vom 1. Januar 2005 (GBl. S. 1), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Juli 2012 (GBl. S. 457), hat der Senat der Albert-Ludwigs-
Universität in seiner Sitzung am 21. November 2012 die nachstehende Änderung der Prüfungsordnung 
für den Studiengang Master of Arts (M.A.) der Philosophischen Fakultäten vom 16. September 2002 
(Amtliche Bekanntmachungen Jg. 33, Nr. 39, S. 153–169), zuletzt geändert am 27. September 2012 
(Amtliche Bekanntmachungen Jg. 43, Nr. 103, S. 412–416), beschlossen. 

 

Der Rektor hat seine Zustimmung am 22. November 2012 erteilt. 

 

 

Artikel 1 

1. Der Titel der Satzung wird wie folgt neugefasst: 

„Prüfungsordnung der Albert-Ludwigs-Universität für den Studiengang Master of Arts (M.A.)“. 

 

2. Vor § 1 wird folgende Inhaltsübersicht eingefügt: 

„Inhalt 

§ 1  Geltungsbereich der Prüfungsordnung und Zulassungsvoraussetzungen 
§ 2  Zweck der Masterprüfung  
§ 3  Akademischer Grad 
§ 4  Struktur, Regelstudienzeit und Studienumfang 
§ 5  Prüfungsausschuss und Prüfungsamt 
§ 6  Prüfer und Prüferinnen, Beisitzer und Beisitzerinnen 
§ 7  Anerkennung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen 
§ 8  Umfang und Art der Masterprüfung 
§ 9  Studienleistungen 
§ 10 Art der studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
§ 11 Anmeldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungen 
§ 12 Studienbegleitende mündliche Prüfungen 
§ 13 Studienbegleitende schriftliche Arbeiten 
§ 13a Schriftliche Prüfungen im Antwortwahlverfahren  
§ 14 Bewertung der studienbegleitenden Prüfungsleistungen 
§ 15 Bildung der Modulnoten 
§ 16 Vergabe von ECTS-Punkten 
§ 17 Art und Umfang der Abschlussprüfung 
§ 18 Zulassung und Anmeldung zur Masterarbeit 
§ 19 Masterarbeit 
§ 20 Mündliche Prüfung 
§ 21 Bildung der Note der Abschlussprüfung, Bildung der Gesamtnote der Masterprüfung 
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§ 22 Wiederholung der Prüfungen, Nichtbestehen der Gesamtprüfung 
§ 23 Zeugnis, Leistungsübersicht und Diploma Supplement 
§ 24 Urkunde 
§ 25 Bescheinigung bei Nichtbestehen der Gesamtprüfung 
§ 26 Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß, Schutzfristen 
§ 27 Nachteilsausgleich 
§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten 
§ 29 Besondere Bestimmungen für Masterprüfungen mit anderen Universitäten 
§ 29a Übergangsbestimmungen 
§ 30 Inkrafttreten 

Anlage A  
Anlage B“ 

 

3. § 1 wird wie folgt neugefasst: 

„§ 1 Geltungsbereich der Prüfungsordnung und Zulassungsvoraussetzungen 

(1) Diese Prüfungsordnung gilt für alle in Anlage A aufgeführten Fachstudiengänge mit dem Ab-
schluss Master of Arts an der Albert-Ludwigs-Universität. 

(2) Die Zulassungsvoraussetzungen zum Studiengang Master of Arts sind in der Zulassungsord-
nung des jeweiligen Fachstudiengangs geregelt.“ 

 

4. § 3 wird wie folgt neugefasst: 

„§ 3 Akademischer Grad 

Aufgrund der bestandenen Masterprüfung wird von der Albert-Ludwigs-Universität der akademische 
Grad Master of Arts (abgekürzt: M.A.) verliehen.“ 

 

5. In § 4 Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt: 

„Im Masterstudiengang wird das European Credit Transfer and Accumulation System (ECTS) ange-
wendet, das heißt, allen Komponenten des Studiums sind ECTS-Punkte zugewiesen, deren jeweili-
ge Anzahl sich nach dem voraussichtlich erforderlichen Arbeitsaufwand der Studierenden richtet. 
Ein ECTS-Punkt entspricht einem durchschnittlichen Arbeitsaufwand von 30 Stunden.“ 

 

6. § 5, § 6 und § 7 werden wie folgt neugefasst: 

„§ 5 Prüfungsausschuss und Prüfungsamt  

(1) Für die Organisation der Prüfungen, die Bestellung der Prüfer/Prüferinnen sowie die Entschei-
dungen in Prüfungssachen ist der Prüfungsausschuss der Gemeinsamen Kommission der Philologi-
schen, Philosophischen und der Wirtschafts- und Verhaltenswissenschaftlichen Fakultät (Gemein-
same Kommission) zuständig. Er achtet auf die Einhaltung der Bestimmungen dieser Prüfungsord-
nung und trifft nach Maßgabe der Prüfungsordnung die erforderlichen Entscheidungen. Der Prü-
fungsausschuss wird bei der Erfüllung seiner Aufgaben durch das Prüfungsamt der Gemeinsamen 
Kommission unterstützt. Er berichtet der Gemeinsamen Kommission und den Studienkommissionen 
regelmäßig über die Entwicklung der Prüfungen und Studienzeiten und gibt Anregungen zur Reform 
und zweckdienlichen Fortschreibung dieser Prüfungsordnung.  

(2) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses werden von der Gemeinsamen Kommission bestellt. 
Dem Prüfungsausschuss gehören vier Hochschullehrer/Hochschullehrerinnen und ein akademischer 
Mitarbeiter/eine akademische Mitarbeiterin sowie mit beratender Stimme ein Studierender/eine Stu-
dierende an; sie müssen Mitglieder der Philologischen, der Philosophischen oder der Wirtschafts- 
und Verhaltenswissenschaftlichen Fakultät sein. Die Amtszeit des studentischen Mitglieds beträgt 
ein Jahr, die der übrigen Mitglieder drei Jahre. Wiederbestellung ist zulässig. Die Gemeinsame 
Kommission bestellt aus dem Kreis der Mitglieder des Prüfungsausschusses einen Hochschulleh-
rer/eine Hochschullehrerin als Vorsitzenden/Vorsitzende und einen weiteren Hochschullehrer/eine 
weitere Hochschullehrerin als dessen/deren Stellvertreter/Stellvertreterin; Satz 4 gilt entsprechend. 
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(3) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn der/die Vorsitzende oder dessen/deren Stell-
vertreter/Stellvertreterin und zwei weitere stimmberechtigte Mitglieder anwesend sind. Beschlüsse 
werden mit einfacher Mehrheit gefasst; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des/der Vorsitzenden 
beziehungsweise von dessen/deren Stellvertreter/Stellvertreterin den Ausschlag. Die Sitzungen des 
Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. Beschlüsse des Prüfungsausschusses können außer in 
Sitzungen auch schriftlich, durch Telefax, per E-Mail oder in sonstiger Weise gefasst werden, wenn 
sich die Mitglieder des Prüfungsausschusses mit dieser Art der Beschlussfassung einverstanden er-
klären oder sich an ihr beteiligen. 

(4) Der/Die Vorsitzende des Prüfungsausschusses führt die laufenden Geschäfte des Prüfungsaus-
schusses und vertritt ihn nach außen. Der Prüfungsausschuss kann in widerruflicher Weise die Er-
ledigung bestimmter Aufgaben auf den Vorsitzenden/die Vorsitzende oder dessen/deren Stellvertre-
ter/Stellvertreterin übertragen; dies gilt nicht für die Entscheidung über Widersprüche. Im Übrigen ist 
der/die Vorsitzende befugt, unaufschiebbare Entscheidungen anstelle des Prüfungsausschusses al-
lein zu treffen; hierüber hat er/sie den Prüfungsausschuss unverzüglich zu informieren. Der Prü-
fungsausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung. 

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht 
im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch den Vorsitzenden/die Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei der Abnahme von Prüfungen 
anwesend zu sein. 

 

§ 6 Prüfer und Prüferinnen, Beisitzer und Beisitzerinnen 

(1) Prüfer/Prüferinnen können nur Personen sein, die prüfungsberechtigt sind. Prüfungsberechtigt 
sind Hochschullehrer/Hochschullehrerinnen, Privatdozenten/Privatdozentinnen und akademische 
Mitarbeiter/akademische Mitarbeiterinnen, denen die Prüfungsbefugnis übertragen wurde. Die Bei-
sitzer/Beisitzerinnen müssen sachkundige Personen sein, die mindestens einen Masterabschluss in 
dem Fach erworben haben, zu dem das jeweilige Prüfungsgebiet gehört, oder eine gleichwertige 
Qualifikation besitzen. 

(2) Der Prüfungsausschuss bestellt die fachlich zuständigen Prüfer/Prüferinnen und auf Vorschlag 
der Seminare/Institute die Beisitzer/Beisitzerinnen. Er kann die Bestellung der Prüfer/Prüferinnen 
dem/der Vorsitzenden übertragen. Die Bestellung der Beisitzer/Beisitzerinnen kann an die jeweiligen 
Prüfer/Prüferinnen delegiert werden. 

(3) Soweit Prüfungsleistungen studienbegleitend in Verbindung mit einzelnen Lehrveranstaltungen 
erbracht werden, ist vorbehaltlich der Regelungen in Absatz 1 Prüfer/Prüferin der Leiter/die Leiterin 
der jeweiligen Lehrveranstaltung. 

(4) Die Prüfer/Prüferinnen und Beisitzer/Beisitzerinnen unterliegen der Amtsverschwiegenheit. So-
fern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch den Vorsitzenden/die Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(5) Soweit in den jeweiligen fachspezifischen Bestimmungen in Anlage B dieser Prüfungsordnung 
nichts anderes bestimmt ist, kann der Kandidat/die Kandidatin Prüfer/Prüferinnen für die Masterar-
beit und die mündliche Abschlussprüfung vorschlagen. Ein Rechtsanspruch auf die Bestellung ei-
nes/einer bestimmten Prüfers/Prüferin besteht nicht. 

 

§ 7 Anerkennung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen 

(1) Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in Studiengängen an staatlichen oder staat-
lich anerkannten Hochschulen und Berufsakademien der Bundesrepublik Deutschland oder in Studi-
engängen an ausländischen staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen oder im Rahmen 
von Kontaktstudien erbracht worden sind, werden anerkannt, es sei denn, die erworbenen Kompe-
tenzen sind nicht gleichwertig.  

(2) Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen werden auch durch die erfolgreiche Teilnahme 
an einer staatlich anerkannten Fernstudieneinheit nachgewiesen, soweit diese Fernstudieneinheit 
dem Lehrangebot eines Präsenzstudiums inhaltlich gleichwertig ist.  
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(3) Studien- und Prüfungsleistungen, die in dem Studiengang erbracht worden sind, der Zugangs-
voraussetzung für den Masterstudiengang ist, können im Masterstudiengang grundsätzlich nicht an-
erkannt werden. 

(4) Gleichwertigkeit der erworbenen Kompetenzen ist festzustellen, wenn sie denjenigen Kompe-
tenzen, die durch die zu ersetzenden Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen des betreffen-
den Fachs im Masterstudiengang an der Albert-Ludwigs-Universität nachgewiesen werden, im We-
sentlichen entsprechen. Bei der Feststellung der Gleichwertigkeit ist kein schematischer Vergleich, 
sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. Bei der Anerkennung von 
Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die an Hochschulen außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland erbracht wurden, sind die von der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektoren-
konferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulpart-
nerschaften zu beachten. Bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit kann die Zentralstelle für ausländi-
sches Bildungswesen gehört werden. 

(5) Die Anerkennung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen dient der Fortsetzung des 
Studiums und dem Ablegen von Prüfungen. Sie soll daher versagt werden, soweit in einem Fach des 
Studiengangs Master of Arts insgesamt mehr als zwei Drittel aller Studien- und Prüfungsleistungen 
oder mehr als zwei Drittel der erforderlichen ECTS-Punkte anerkannt werden sollen. Dies gilt nicht, 
wenn die anzuerkennenden Leistungen an der Albert-Ludwigs-Universität in einem anderen Studien-
gang oder in einem anderen Fach erbracht wurden. 

(6) Über die Anerkennung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen entscheidet der Prü-
fungsausschuss im Benehmen mit dem/der zuständigen prüfungsberechtigten Fachvertre-
ter/Fachvertreterin. 

(7) Die für die Anerkennung erforderlichen Nachweise sollen von dem/der Studierenden bis zum 
Ende des auf die Immatrikulation in dem gewählten Fach des Masterstudiengangs an der Albert-
Ludwigs-Universität folgenden Semesters beziehungsweise bis zum Ende des auf den Erwerb der 
betreffenden Studien- und Prüfungsleistungen folgenden Semesters beim Prüfungsausschuss einge-
reicht werden. Bei Zeugnissen und sonstigen Nachweisen, die nicht in deutscher, englischer oder 
französischer Sprache ausgestellt sind, kann die Vorlage einer beglaubigten Übersetzung in deut-
scher Sprache verlangt werden. 

(8) Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten, soweit die Notensysteme 
übereinstimmen, zu übernehmen und nach Maßgabe dieser Prüfungsordnung in die Berechnung der 
Modulnoten und der Gesamtnote einzubeziehen. Stimmen die Notensysteme nicht überein, wird 
durch den Vorsitzenden/die Vorsitzende des Prüfungsausschusses für die anerkannte Prüfungslei-
stung unter Zugrundelegung der Bewertungsstufen nach § 14 eine Note festgesetzt und nach Satz 1 
verfahren. Ist aufgrund der Verschiedenartigkeit der Notensysteme eine Notenfestsetzung gemäß 
Satz 2 nicht möglich, wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen; eine Einbeziehung in die Be-
rechnung der Modulnoten und der Gesamtnote erfolgt nicht. Für die Zuordnung von ECTS-Punkten 
gelten Satz 1 und 2 entsprechend. Die anerkannten Studien- und Prüfungsleistungen werden im 
Zeugnis und in der Leistungsübersicht als solche gekennzeichnet, wenn sie an einer anderen Hoch-
schule erbracht worden sind. Über die Kennzeichnung von an der Albert-Ludwigs-Universität er-
brachten Studien- und Prüfungsleistungen entscheidet der Prüfungsausschuss. 

(9) Studienortwechsler/Studienortwechslerinnen und Quereinsteiger/Quereinsteigerinnen müssen 
im Rahmen des Anerkennungsverfahrens eine Erklärung darüber vorlegen, ob sie in dem Fach des 
Masterstudiengangs, für das sie die Einschreibung beantragen, eine studienbegleitende Prüfung  
oder die Masterprüfung einmal oder endgültig nicht bestanden oder den Prüfungsanspruch verloren 
haben oder sich in einem laufenden Masterprüfungsverfahren befinden. 

(10) Außerhalb des Hochschulsystems erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten werden angerechnet, 
sofern die erworbenen Kompetenzen gleichwertig im Sinne von Absatz 4 sind; sie dürfen jedoch 
höchstens die Hälfte des vorgeschriebenen Hochschulstudiums ersetzen. In Betracht kommt insbe-
sondere eine Anrechnung von außerhalb des Hochschulsystems geleisteten praktischen Tätigkeiten 
auf ein nach den fachspezifischen Bestimmungen des im Masterstudiengang gewählten Fachs vor-
geschriebenes Praktikum. Einzelheiten wie Voraussetzungen und Umfang der Anrechnung außer-
halb des Hochschulsystems erworbener Kenntnisse und Fähigkeiten können in den fachspezifischen 
Bestimmungen in Anlage B der Prüfungsordnung geregelt werden. Die Absätze 6 und 7 gelten ent-
sprechend. 

(11) Auf Antrag des/der Studierenden werden auch am Sprachlehrinstitut der Albert-Ludwigs-
Universität erfolgreich absolvierte Sprachkurse anerkannt, sofern sie gleichwertig im Sinne von Ab-
satz 4 sind.“ 
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7. § 11 wird wie folgt neugefasst:  

„§ 11 Anmeldung und Zulassung zu studienbegleitenden Prüfungen 

(1) Für alle studienbegleitenden Prüfungen ist eine Anmeldung erforderlich. Der Prüfungsausschuss 
legt die Form und die Frist fest, innerhalb derer die Anmeldung erfolgen muss, und gibt Form und 
Frist der jeweiligen Anmeldung den Studierenden rechtzeitig in geeigneter Weise bekannt. 

(2) Zu den studienbegleitenden Prüfungen wird zugelassen, wer 

1. an der Albert-Ludwigs-Universität im betreffenden Fach des Studiengangs Master of Arts imma-
trikuliert ist, 

2. nicht im Masterstudiengang im betreffenden oder einem äquivalenten Fach eine Prüfung end-
gültig nicht bestanden oder seinen Prüfungsanspruch verloren hat, 

3. sich nicht im betreffenden oder einem äquivalenten Fach an einer anderen Hochschule in ei-
nem laufenden Masterprüfungsverfahren befindet, 

4. die in den betreffenden fachspezifischen Bestimmungen in Anlage B dieser Prüfungsordnung 
festgelegten Voraussetzungen erfüllt und 

5. sich zu der jeweiligen Prüfung form- und fristgemäß angemeldet hat. 

(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. Die Zulassung darf nur versagt wer-
den, wenn die in Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind. Die Entscheidung über die 
Zulassung zu einer studienbegleitenden Prüfung ist dem/der Studierenden mitzuteilen. Eine Ableh-
nung des Zulassungsantrags ist dem/der Studierenden schriftlich mitzuteilen und mit einer Begrün-
dung und einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

(4) Die Zulassung ist zu widerrufen, wenn der/die Studierende zum Zeitpunkt der Erbringung der 
Prüfungsleistungen nicht mehr im betreffenden Fach des Studiengangs Master of Arts an der Albert-
Ludwigs-Universität immatrikuliert oder aus wichtigem Grund beurlaubt ist. 

(5) Die Zulassung kann zurückgenommen werden, wenn sie durch falsche Angaben erschlichen 
wurde oder nachträglich Tatsachen eingetreten sind oder bekannt werden, die zu einer Versagung 
der Zulassung geführt hätten.“ 

 

8. In § 12 Absatz 2 werden die Wörter „einer Prüferin oder einem Prüfer gemäß § 6 Abs. 2 in Gegen-
wart eines sachkundigen Beisitzers bzw. einer sachkundigen Beisitzerin oder vor zwei Prüfern bzw. 
Prüferinnen gemäß § 6 Abs. 2 (Kollegialprüfung)“ durch die Wörter „einem Prüfer/einer Prüferin in 
Gegenwart eines/einer sachkundigen Beisitzers/Beisitzerin oder vor zwei Prüfern/Prüferinnen (Kol-
legialprüfung) gemäß § 6 Absatz 1“ ersetzt. 

 

9. In § 13 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 6 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 6 Absatz 1 Satz 1“ er-
setzt. 

 

10. Nach § 13 wird folgender § 13a eingefügt: 

„§ 13a Schriftliche Prüfungen im Antwortwahlverfahren  

(1) Schriftliche Prüfungen in Form von Klausuren können ganz oder teilweise auch in der Weise ab-
genommen werden, dass der Prüfling anzugeben hat, welche der mit den Prüfungsfragen vorgeleg-
ten Antworten er für zutreffend hält (Aufgaben nach dem Antwortwahlverfahren/Multiple-Choice-
Aufgaben). Die Prüfungsaufgaben müssen sich auf den Lehrstoff des jeweiligen Moduls beziehen 
und zuverlässige Prüfungsergebnisse ermöglichen. Es sind jeweils allen Prüflingen dieselben Prü-
fungsaufgaben zu stellen. Bei der Erstellung der Prüfungsfragen durch mindestens zwei Prü-
fer/Prüferinnen gemäß § 6 Absatz 1 Satz 1 ist festzulegen, welche Antworten als richtig anerkannt 
werden; dabei ist darauf zu achten, dass keine fehlerhaften Prüfungsaufgaben ausgegeben werden. 
Die Prüfungsaufgaben sind von den Prüfern/Prüferinnen vor der Feststellung des Prüfungsergebnis-
ses nochmals zu überprüfen, ob sie gemessen an den Anforderungen des Satzes 2 offensichtlich 
fehlerhaft sind. Ergibt diese Überprüfung, dass einzelne Prüfungsaufgaben offensichtlich fehlerhaft 
sind, dürfen diese bei der Feststellung des Prüfungsergebnisses nicht berücksichtigt werden. Die 
Anzahl der Prüfungsaufgaben verringert sich entsprechend. Bei der Bewertung der Klausur gemäß 
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Satz 1 ist von der verringerten Anzahl der Prüfungsaufgaben auszugehen. Die Verringerung der An-
zahl der Prüfungsaufgaben darf sich nicht zum Nachteil eines Prüflings auswirken. Eine Prüfungs-
aufgabe ist insbesondere dann offensichtlich fehlerhaft, wenn sie bereits ihrem Wortlaut nach unver-
ständlich, widersprüchlich oder mehrdeutig ist oder wenn die nach dem Lösungsvorschlag als zutref-
fend anzukreuzende Antwort in Wahrheit falsch ist. 

(2) Klausuren gemäß Absatz 1 Satz 1, die aus Einfachauswahlaufgaben (genau einer von insge-
samt n Antwortvorschlägen ist zutreffend) bestehen, sind bestanden, wenn der Prüfling insgesamt 
mindestens 60 Prozent der gestellten Prüfungsfragen zutreffend beantwortet hat oder wenn der An-
teil der vom Prüfling zutreffend beantworteten Fragen nicht mehr als 20 Prozent unter den durch-
schnittlichen Prüfungsleistungen der Prüflinge der jeweiligen Modulprüfung liegt. Hat der Prüfling die 
für das Bestehen der Klausur gemäß Satz 1 erforderliche Mindestzahl zutreffend beantworteter Prü-
fungsfragen erreicht, so lautet die Note 

„sehr gut“, wenn er mindestens 75 Prozent, 

„gut“, wenn er mindestens 50 Prozent, jedoch weniger als 75 Prozent, 

„befriedigend“, wenn er mindestens 25 Prozent, jedoch weniger als 50 Prozent, 

„ausreichend“, wenn er keine oder weniger als 25 Prozent  

der darüber hinaus gestellten Prüfungsfragen zutreffend beantwortet hat. 

(3) Für Klausuren gemäß Absatz 1 Satz 1, die aus Mehrfachauswahlaufgaben (eine unbekannte 
Anzahl x, die zwischen null und n liegt, von insgesamt n Antwortvorschlägen ist zutreffend) beste-
hen, gelten die Regelungen des Absatzes 2 mit der Maßgabe, dass statt des Verhältnisses der zu-
treffend beantworteten Prüfungsfragen zur Gesamtzahl der Prüfungsfragen das Verhältnis der vom 
Prüfling erreichten Summe der Rohpunkte zur erreichbaren Höchstleistung maßgeblich ist. Je Mehr-
fachauswahlaufgabe wird dabei eine Bewertungszahl festgelegt, die der Anzahl der Antwortvor-
schläge (n) entspricht und die mit einem Gewichtungsfaktor für die einzelne Mehrfachauswahlauf-
gabe multipliziert werden kann. Der Prüfling erhält für eine Mehrfachauswahlaufgabe eine Grund-
wertung, die bei vollständiger Übereinstimmung der vom Prüfling ausgewählten Antwortvorschläge 
mit den als zutreffend anerkannten Antworten der Bewertungszahl entspricht. Für jede Überein-
stimmung zwischen einem vom Prüfling ausgewählten bzw. nicht ausgewählten Antwortvorschlag 
und einer als zutreffend bzw. als nicht zutreffend anerkannten Antwort wird ein Punkt für die Grund-
wertung vergeben. Wird ein als zutreffend anerkannter Antwortvorschlag vom Prüfling nicht ausge-
wählt oder wird ein nicht als zutreffend anerkannter Antwortvorschlag vom Prüfling ausgewählt, wird 
jeweils ein Minuspunkt für die Grundwertung vergeben; die Grundwertung einer Frage kann null 
Punkte jedoch nicht unterschreiten. Die Rohpunkte errechnen sich aus der Grundwertung multipli-
ziert mit dem jeweiligen Gewichtungsfaktor der Mehrfachauswahlaufgabe. Die insgesamt erreichba-
re Höchstleistung errechnet sich aus der Summe der Produkte aller Bewertungszahlen mit dem je-
weiligen Gewichtungsfaktor aller Mehrfachauswahlaufgaben. 

(4) Gehen die Aufgaben nicht alle mit der gleichen Gewichtung in die Gesamtbewertung ein, so ist 
für jede einzelne Prüfungsaufgabe die Gewichtung auf dem Aufgabenblatt anzugeben. 

(5) Bei Klausuren, die nur teilweise im Antwortwahlverfahren abgenommen werden, gelten die Be-
stimmungen der Absätze 1 bis 4 nur für den jeweils betroffenen Teil der Klausur. 

(6) Übersteigt die Zahl der gemäß Absatz 1 Satz 6 zu eliminierenden Prüfungsaufgaben 15 Prozent 
der Gesamtzahl der Prüfungsaufgaben nach dem Antwortwahlverfahren, so ist die Klausur insge-
samt zu wiederholen; dies gilt auch für Klausuren, die nur zum Teil aus Prüfungsaufgaben nach dem 
Antwortwahlverfahren bestehen, wenn dieser Teil mit einer Gewichtung von 15 Prozent oder mehr in 
die Note für die Gesamtprüfungsleistung einfließt. 

(7) Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 6 gelten für Studienleistungen entsprechend.“ 

 

11. § 14 wird wie folgt neugefasst: 

„§ 14 Bewertung der studienbegleitenden Prüfungsleistungen 

Jede Prüfungsleistung wird mit einer der folgenden Noten bewertet: 

1,0/1,3  = sehr gut = eine hervorragende Leistung 

1,7/2,0/2,3  = gut = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen  
Anforderungen liegt 
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2,7/3,0/3,3  = befriedigend = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen ent-
spricht  

3,7/4,0  = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforde-
rungen genügt  

5,0  = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anfor-
derungen nicht mehr genügt“ 

 

12. In § 17 Absatz 2 Satz 2 werden das Semikolon und die Wörter „§ 26 Abs. 1 bleibt hiervon unbe-
rührt“ gestrichen. 

 

13. § 18 wird wie folgt neugefasst: 

„§ 18 Zulassung und Anmeldung zur Masterarbeit 

(1) Zur Masterarbeit wird zugelassen, wer 

1. an der Albert-Ludwigs-Universität im Studiengang Master of Arts im betreffenden Fach immatri-
kuliert ist und in diesem Fach mindestens 50 ECTS-Punkte erworben hat, 

2. seinen Prüfungsanspruch im Studiengang Master of Arts im betreffenden oder in einem äquiva-
lenten Fach nicht verloren und keine Modulprüfung endgültig nicht bestanden hat, 

3. sich nicht im betreffenden oder einem äquivalenten Fach an einer anderen Hochschule im Ma-
sterprüfungsverfahren befindet und 

4. die Zulassung zur Masterarbeit form- und fristgerecht beantragt hat. 

(2) Der schriftliche Antrag auf Zulassung zur Masterarbeit ist von dem Kandidaten/der Kandidatin 
unter Beachtung der vom Prüfungsausschuss hierfür festgelegten Termine beim Prüfungsausschuss 
einzureichen. Dem Antrag sind beizufügen: 

1. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat/die Kandidatin im Masterstudiengang im betreffenden 
oder einem äquivalenten Fach eine Modulprüfung endgültig nicht bestanden hat, sowie 

2. eine Erklärung darüber, ob der Kandidat/die Kandidatin im Masterstudiengang im betreffenden 
oder einem äquivalenten Fach bereits eine Masterprüfung nicht bestanden hat und ob er/sie 
sich derzeit an einer anderen Hochschule im betreffenden oder einem äquivalenten Fach in ei-
nem Masterprüfungsverfahren befindet. 

(3) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. Die Zulassung darf nur versagt wer-
den, wenn die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind. Dem Kandidaten/Der Kan-
didatin ist die Entscheidung über die Zulassung innerhalb eines Monats schriftlich mitzuteilen. Eine 
ablehnende Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

(4) Die Zulassung ist zu widerrufen, wenn der Kandidat/die Kandidatin während der Anfertigung 
oder zum Zeitpunkt der Abgabe der Masterarbeit nicht mehr im betreffenden Fach im Studiengang 
Master of Arts an der Albert-Ludwigs-Universität immatrikuliert oder aus wichtigem Grund beurlaubt 
ist. 

(5) Die Zulassung kann zurückgenommen werden, wenn sie durch falsche Angaben erschlichen 
wurde oder nachträglich Tatsachen eingetreten sind oder bekannt werden, die zu einer Versagung 
der Zulassung geführt hätten.“ 

 

14. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „einer oder einem Prüfungsberechtigten des Hauptfaches 
gemäß § 6 Abs. 2 Satz 1“ durch die Wörter „einem Prüfer/einer Prüferin des Hauptfachs gemäß § 6 
Absatz 1 Satz 1“ ersetzt. 

b) Absatz 5 Satz 5 wird aufgehoben. 

c) In Absatz 7 Satz 3 werden die Wörter „innerhalb der Philosophischen Fakultäten“ gestrichen. 

d) In Absatz 9 werden nach dem Wort „Ausfertigung“ die Wörter „sowie zusätzlich in elektronischer 
Form auf dem vorgegebenen Datenträgersystem und im vorgegebenen Dateiformat“ eingefügt.  
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e) Absatz 10 wird wie folgt neugefasst: 

„(10) Bei der Einreichung hat der Kandidat/die Kandidatin schriftlich zu versichern, dass 

1. er/sie die eingereichte Masterarbeit beziehungsweise bei einer Gruppenarbeit seinen/ihren ent-
sprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit selbständig verfasst hat, 

2. er/sie keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt und alle wörtlich oder 
sinngemäß aus anderen Werken übernommenen Inhalte als solche kenntlich gemacht hat, 

3. die eingereichte Masterarbeit weder vollständig noch in wesentlichen Teilen Gegenstand eines 
anderen Prüfungsverfahrens des Kandidaten/der Kandidatin war beziehungsweise ist und 

4. die elektronische Version der eingereichten Masterarbeit in Inhalt und Formatierung mit den auf 
Papier ausgedruckten Exemplaren übereinstimmt.“ 

f) In Absatz 11 Satz 1 wird die Angabe „§ 6 Abs. 2 Satz 1“ durch die Angabe „§ 6 Absatz 1 Satz 1“ 
ersetzt. 

 

15. In § 20 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 6 Abs. 2“ jeweils durch die Angabe „§ 6 Absatz 1 
Satz 1“ ersetzt. 

 

16. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Darüber hinausgehende Wiederholungsmöglichkeiten können in den fachspezifischen Bestimmun-
gen in Anlage B der Prüfungsordnung geregelt werden.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt neugefasst: 

„(2) Die Wiederholungsprüfung ist grundsätzlich spätestens im Rahmen der Prüfungstermine des 
folgenden Semesters abzulegen. Besteht in dem auf die nicht bestandene Prüfung folgenden Se-
mester keine Möglichkeit zur Wiederholung der Prüfung, so kann die Wiederholungsprüfung auch 
noch im übernächsten Semester abgelegt werden. Ist nach den jeweiligen fachspezifischen Be-
stimmungen mehr als eine Wiederholung einer nicht bestandenen Prüfungsleistung zulässig, erge-
ben sich die Fristen für diese weiteren Wiederholungsprüfungen aus den jeweiligen fachspezifischen 
Bestimmungen. Bei Versäumnis der Frist für die Wiederholung einer nicht bestandenen Prüfungslei-
stung gilt die Wiederholungsprüfung als nicht bestanden, es sei denn der/die Studierende hat das 
Versäumnis nicht zu vertreten. Wurde die nicht bestandene Prüfung spätestens sechs Wochen vor 
Beginn der Vorlesungszeit des folgenden Semesters absolviert und ist das Bestehen der Wiederho-
lungsprüfung Bedingung für die Zulassung zu einer studienbegleitenden Prüfung des folgenden 
Semesters oder für den Besuch einer Lehrveranstaltung des folgenden Semesters, ist dem/der Stu-
dierenden auf Antrag Gelegenheit zu geben, die Wiederholungsprüfung so rechtzeitig abzulegen, 
dass er/sie bei Bestehen der Wiederholungsprüfung zu der Prüfung des folgenden Semesters zuge-
lassen werden beziehungsweise die Lehrveranstaltung besuchen kann. Zwischen der Bekanntgabe 
des Prüfungsergebnisses der nicht bestandenen Prüfung und der Wiederholungsprüfung müssen in 
der Regel mindestens vier Wochen liegen.“ 

c) Folgender Absatz 5 wird eingefügt: 

„(5) Wurden eine Prüfung sowie alle zugehörigen Wiederholungsversuche nicht bestanden, so ist 
diese Prüfung endgültig nicht bestanden.“ 

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

 

17. § 23 wird wie folgt neugefasst: 

„§ 23 Zeugnis, Leistungsübersicht und Diploma Supplement 

(1) Aufgrund der bestandenen Masterprüfung erhält der Kandidat/die Kandidatin ein Zeugnis, das 
die Gesamtnote der Masterprüfung (einschließlich Dezimalnote) ausweist. Das Zeugnis trägt das 
Datum der letzten Prüfungsleistung und wird von dem/der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
unterzeichnet. Auf Antrag des Kandidaten/der Kandidatin kann der Gesamtnote der Masterprüfung 
einer der folgenden ECTS-Grade zugeordnet werden: 
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- A - die besten 10 Prozent 

- B - die nächsten 25 Prozent 

- C - die nächsten 30 Prozent 

- D - die nächsten 25 Prozent 

- E - die nächsten 10 Prozent. 

Bezugsgröße ist das Kollektiv aller im betreffenden Fach des Masterstudiengangs vergebenen Ge-
samtnoten der letzten drei Jahre. Auf Antrag des Kandidaten/der Kandidatin ist dem Zeugnis eine 
englischsprachige Übersetzung beizufügen. 

(2) Das Prüfungsamt fügt dem Zeugnis eine Leistungsübersicht (Transcript of Records) bei, das die 
im Laufe des Masterstudiums belegten Module und ihre Komponenten, die endnotenrelevanten Mo-
dulnoten und die Noten der Abschlussprüfung sowie das Thema der Masterarbeit ausweist. Zusätz-
lich weist die Leistungsübersicht die ECTS-Einstufungstabelle der Gesamtnote der Masterprüfung 
aus. Zu diesem Zweck werden die im jeweiligen Fach des Masterstudiengangs vergebenen Ge-
samtnoten der Masterprüfung aus den vergangenen drei Studienjahren erfasst und ihre zahlenmä-
ßige sowie ihre prozentuale Verteilung auf die Notenstufen gemäß § 15 Absatz 2 Satz 4 ermittelt 
und in einer Tabelle (ECTS-Einstufungstabelle) dargestellt. Auf Antrag des Kandidaten/der Kandida-
tin wird die Leistungsübersicht auch in englischer Sprache ausgestellt. 

(3) Ferner wird ein Diploma Supplement ausgestellt. Dieses enthält neben Angaben zur Person des 
Kandidaten/der Kandidatin Informationen über Art und Ebene des Masterabschlusses, den Status 
der Albert-Ludwigs-Universität sowie detaillierte Informationen über das Studienprogramm des Ma-
sterstudiengangs, in dem der Abschluss erworben wurde. Das Diploma Supplement wird mit Ver-
weis auf die Originaldokumente, auf die es sich bezieht, ausgestellt. Im letzten Abschnitt enthält das 
Diploma Supplement eine Beschreibung des deutschen Studiensystems (National Statement).“ 

 

18. § 24 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Wörter „dem oder der Sprecher/in des Gemeinsamen Ausschusses der Philo-
sophischen Fakultäten“ durch die Wörter „dem/der Vorsitzenden der Gemeinsamen Kommission“ 
ersetzt. 

b) In Satz 3 werden die Wörter „Siegel der Philosophischen Fakultäten“ durch die Wörter „Universitäts-
siegel der Gemeinsamen Kommission“ ersetzt.  

 

19. § 26 wird wie folgt neugefasst: 

„§ 26 Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß, Schutzfristen 

(1) Bleibt ein Studierender/eine Studierende der Prüfung fern oder absolviert er/sie die Prüfung 
nicht fristgemäß, gilt dies als Rücktritt von der Prüfung. 

(2) Ist ein Studierender/eine Studierende wegen Krankheit oder aus einem anderen wichtigen 
Grund gehindert, eine Prüfung fristgemäß abzulegen, wird der Rücktritt auf schriftlichen Antrag ge-
nehmigt. Der Antrag ist von dem/der Studierenden unter Angabe des Rücktrittsgrundes und Beifü-
gung geeigneter Nachweise unverzüglich beim Prüfungsausschuss zu stellen. Im Falle einer Er-
krankung ist dem Antrag ein ärztliches Attest, das die für die Beurteilung der Prüfungsunfähigkeit 
nötigen medizinischen Befundtatsachen enthält, beizufügen. In begründeten Fällen kann der Prü-
fungsausschuss die Vorlage eines ärztlichen Attests eines/einer durch ihn benannten Arztes/Ärztin 
verlangen. Die Genehmigung ist ausgeschlossen, wenn bis zum Eintritt der Prüfungsunfähigkeit be-
reits einzelne Prüfungsleistungen erbracht worden sind, aufgrund deren Ergebnissen die Prüfung 
insgesamt nicht mehr bestanden werden kann.  

(3) Wird der Rücktritt vom Prüfungsausschuss genehmigt, gilt die Prüfung als nicht unternommen. 
Wird der Rücktritt nicht genehmigt, gilt die studienbegleitende Prüfung beziehungsweise die Master-
arbeit als nicht bestanden und wird mit der Note „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 

(4) Versucht ein Studierender/eine Studierende, das Ergebnis einer Prüfung oder einer Studienlei-
stung durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel oder durch Einflussnahme 
auf einen Prüfer/eine Prüferin zu eigenem oder fremdem Vorteil zu beeinflussen, wird die betreffen-
de Prüfungsleistung oder Studienleistung mit der Note „nicht ausreichend“ (5,0) beziehungsweise 
als „nicht bestanden“ bewertet. Als Versuch gilt bei schriftlichen Prüfungen und Studienleistungen 
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bereits der Besitz nicht zugelassener Hilfsmittel während und nach der Ausgabe der Prüfungsaufga-
ben. 

(5) Besteht der Verdacht des Mitsichführens unzulässiger Hilfsmittel, ist der/die Studierende ver-
pflichtet, an der Aufklärung mitzuwirken und die Hilfsmittel herauszugeben. Verweigert er/sie die 
Mitwirkung oder die Herausgabe trotz entsprechender Aufforderung, wird die Prüfung mit der Note 
„nicht ausreichend“ (5,0) beziehungsweise die Studienleistung als „nicht bestanden“ bewertet.  

(6) Stört ein Studierender/eine Studierende den ordnungsgemäßen Ablauf einer Prüfung kann er/sie 
von dem/der jeweiligen Prüfer/Prüferin oder Aufsichtsführenden in der Regel nach vorheriger Er-
mahnung von der Fortsetzung der Prüfung oder Studienleistung ausgeschlossen werden. In diesem 
Fall wird die Prüfung mit der Note „nicht ausreichend“ (5,0) beziehungsweise die Studienleistung als 
„nicht bestanden“ bewertet. 

(7) In schwerwiegenden oder wiederholten Fällen gemäß Absatz 4 oder 6 kann der Prüfungsaus-
schuss den Studierenden/die Studierende von der Erbringung einzelner oder aller weiteren Prü-
fungs- beziehungsweise Studienleistungen ausschließen. In minder schweren Fällen kann die Note 
der Prüfungsleistung herabgesetzt oder von der Verhängung einer Sanktion abgesehen werden. 

(8) Stellt sich nachträglich heraus, dass die Voraussetzungen des Absatzes 4 vorlagen, soll die er-
gangene Prüfungsentscheidung vom Prüfungsausschuss zurückgenommen und die in Absatz 4 
Satz 1 genannte Maßnahme getroffen werden. Die Rücknahme ist ausgeschlossen, wenn seit Be-
endigung der Prüfung mehr als fünf Jahre vergangen sind. 

(9) Auf Antrag einer Studierenden sind die Schutzfristen entsprechend § 3 Absatz 1, § 6 Absatz 1 
des Gesetzes zum Schutz der erwerbstätigen Mutter (Mutterschutzgesetz – MuSchG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 20. Juni 2002 (BGBl. I S. 2318) in der jeweils geltenden Fassung zu 
berücksichtigen. Dem Antrag sind die erforderlichen Nachweise beizufügen. Die Mutterschutzfristen 
unterbrechen jede Frist nach dieser Prüfungsordnung.  

(10) Desgleichen sind die Fristen der Elternzeit entsprechend § 15 Absatz 1 bis 3 des Gesetzes zum 
Elterngeld und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) vom 5. Dezember 
2006 (BGBl. I S. 2748) in der jeweils geltenden Fassung auf Antrag zu berücksichtigen. Der/Die 
Studierende muss spätestens vier Wochen vor dem Zeitpunkt, von dem ab er/sie Elternzeit antreten 
will, dem Prüfungsausschuss unter Beifügung der erforderlichen Nachweise schriftlich mitteilen, für 
welchen Zeitraum oder für welche Zeiträume er/sie Elternzeit nehmen will. Der Prüfungsausschuss 
hat zu prüfen, ob die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, die bei Arbeitneh-
mern/Arbeitnehmerinnen einen Anspruch auf Elternzeit auslösen würden, und teilt das Ergebnis so-
wie gegebenenfalls die neu festgesetzten Prüfungsfristen dem/der Studierenden mit. Die Bearbei-
tungszeit der Masterarbeit kann nicht durch die Elternzeit unterbrochen werden. Das dem/der Stu-
dierenden gestellte Thema gilt als nicht vergeben. Nach Ablauf der Elternzeit wird dem/der Studie-
renden ein neues Thema für die Masterarbeit gestellt.“ 

 

20. Der bisherige § 27 (Ungültigkeit) wird durch folgenden § 27 ersetzt: 

„§ 27 Nachteilsausgleich 

(1) Bei prüfungsunabhängigen nicht nur vorübergehenden oder chronischen gesundheitlichen Be-
einträchtigungen eines/einer Studierenden, die die Erbringung von Prüfungsleistungen erschweren, 
kann der Prüfungsausschuss auf schriftlichen Antrag angemessene Maßnahmen zum Ausgleich der 
Beeinträchtigungen treffen; auf den Nachweis von Fähigkeiten, die zum Leistungsbild der betreffen-
den Prüfung gehören, darf nicht verzichtet werden. Als Ausgleichsmaßnahmen können bei schriftli-
chen Prüfungen insbesondere die Bearbeitungszeit angemessen verlängert, Ruhepausen, die nicht 
auf die Bearbeitungszeit angerechnet werden, gewährt oder persönliche oder sächliche Hilfsmittel 
zugelassen werden.  

(2) Vor der Entscheidung des Prüfungsausschusses nach Absatz 1 ist in strittigen Fällen mit Ein-
verständnis des/der Studierenden der/die Behindertenbeauftragte der Albert-Ludwigs-Universität 
beziehungsweise eine andere sachverständige Person anzuhören. 

(3) Anträge auf Nachteilsausgleich sind bei der Anmeldung zu einer Prüfung oder spätestens einen 
Monat vor dem jeweiligen Prüfungstermin zu stellen. Die Beeinträchtigung ist von dem/der Studie-
renden darzulegen und durch ein ärztliches Attest, das die für die Beurteilung nötigen medizinischen 
Befundtatsachen enthält, nachzuweisen. 
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(4) Ist die Erbringung von Studienleistungen aufgrund nicht nur vorübergehender oder chronischer 
gesundheitlicher Beeinträchtigungen erschwert, gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend.“ 

 

21. § 28 wird wie folgt neugefasst: 

„§ 28 Einsicht in die Prüfungsakten 

Innerhalb von sechs Wochen nach Bekanntgabe der Bewertung von Studienleistungen und studien-
begleitenden Prüfungsleistungen, zu denen auch die Masterarbeit und die mündliche Prüfung gehö-
ren, kann der/die Studierende beim Prüfungsamt die Einsichtnahme in die ihn/sie betreffenden dies-
bezüglichen Prüfungsunterlagen beantragen. Die Einsicht soll innerhalb von vier Wochen nach An-
tragstellung gewährt werden.“ 

 

22. In § 29 Absatz 7 Absatz 1 werden die Wörter „Prägesiegel des Gemeinsamen Ausschusses der 
Philosophischen Fakultäten“ durch die Wörter „Universitätssiegel der Gemeinsamen Kommission“ 
ersetzt. 

 

23. Der Titel der Anlage A wird wie folgt neugefasst: 

„Anlage A zur Prüfungsordnung der Albert-Ludwigs-Universität für den Studiengang Master 
of Arts (M.A.)“ 

 

24. Der Titel der Anlage B wird wie folgt neugefasst: 

„Anlage B zur Prüfungsordnung der Albert-Ludwigs-Universität für den Studiengang Master 
of Arts (M.A.)“ 

 

25. In Anlage B zur Prüfungsordnung werden die fachspezifischen Bestimmungen für den Masterstudi-
engang Europäische Literaturen und Kulturen/European Literatures and Cultures wie folgt ge-
ändert: 

In § 3 Absatz 1 wird in der Tabelle für das Modul „M 4 – Perspektiven der Allgemeinen und Verglei-
chenden Literaturwissenschaft“ in der Zeile „Masterseminar aus dem Bereich Perspektiven der All-
gemeinen und Vergleichenden Literaturwissenschaft“ in der Spalte „Sem.“ die Angabe „2“ durch die 
Angabe „3“ ersetzt. 

 

Artikel 2 Inkrafttreten 

Diese Änderungssatzung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2012 in Kraft.  

 

 

Freiburg, den 23. November 2012 

 

 

Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Jochen Schiewer 
Rektor 

 
 


